
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 
(Stand am 9. Februar 2014) 
 

Art. 62 Schulwesen 
 
1 Für das Schulwesen sind die Kantone zuständig. 
 
2 Sie sorgen für einen ausreichenden Grundschulunterricht, der allen Kindern offen 

steht. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch und untersteht staatlicher Leitung oder 
Aufsicht. An öffentlichen Schulen ist er unentgeltlich. 

 
3 Die Kantone sorgen für eine ausreichende Sonderschulung aller behinderten Kinder 

und Jugendlichen bis längstens zum vollendeten 20. Altersjahr. 
 
4 Kommt auf dem Koordinationsweg keine Harmonisierung des Schulwesens im Bereich 

des Schuleintrittsalters und der Schulpflicht, der Dauer und Ziele der Bildungsstufen 
und von deren Übergängen sowie der Anerkennung von Abschlüssen zustande, so 
erlässt der Bund die notwendigen Vorschriften. 

 
5 Der Bund regelt den Beginn des Schuljahres. 
 
6 Bei der Vorbereitung von Erlassen des Bundes, welche die Zuständigkeit der Kantone 

betreffen, kommt der Mitwirkung der Kantone besonderes Gewicht zu. 
 

 

Bundesgesetz über die Landessprachen und die Verständigung zwischen den 

Sprachgemeinschaften (Sprachengesetz, SpG) vom 5. Oktober 2007 

 
Art. 15 Unterricht 
 
1 Bund und Kantone sorgen im Rahmen ihrer Zuständigkeit dafür, dass die 

Unterrichtssprache, namentlich ihre Standardform, auf allen Unterrichtsstufen 
besonders gepflegt wird. 

 
2 Sie fördern im Rahmen ihrer Zuständigkeit die Mehrsprachigkeit der Lernenden und 

Lehrenden. 
 
3 Sie setzen sich im Rahmen ihrer Zuständigkeit für einen Fremdsprachenunterricht ein, 

der gewährleistet, dass die Schülerinnen und Schüler am Ende der obligatorischen 
Schulzeit über Kompetenzen in mindestens einer zweiten Landessprache und einer 
weiteren Fremdsprache verfügen. Der Unterricht in den Landessprachen trägt den 
kulturellen Aspekten eines mehrsprachigen Landes Rechnung. 


